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Einige Hintergrundinformationen 
 
Als Reaktion auf die Herausforderung, vor die 
uns die aktuellen globalen Krisen ungekannten 
Ausmaßes stellen, haben sich verschiedene 
Handelsaktivist/innen aus Europa im letzten Jahr 
an einem Diskussions- und Konsultationspro-
zess zur Entwicklung einer alternativen Vision 
für eine europäische Handels- und Investitions-
politik beteiligt.  
Ergebnis ist das vorliegende Dokument „Hin zu 
einem alternativen Handelsmandat für die EU – 
eine Einladung zur Diskus-sion“. 
 
Auch wenn das Diskussionspapier für uns ein 
laufender Prozess und noch lange nicht perfekt 
ist, hoffen wir trotzdem, dass der Text eine Aus-
gangsbasis für eine weitreichende Debatte und 
Diskussion der Zukunft der europäischen Han-
dels- und Investitionspolitik sein kann. Wir hof-
fen, dass alle an einer alternativen Handels- und 
Investitionspolitik Interessierten sich an der Dis-
kussion beteiligen werden, ganz gleich ob Fair 
Trade-Aktivist/innen, Gewerkschaften, Arbeits-
migrant/innen, Umweltschützer/innen, Entwick-
lungs-, Frauen- und Menschenrechtsorganisa-
tionen, Bauernverbände oder Transparenz-Orga-
nisationen. In einem breit angelegten partizipati-
ven Prozess können wir auf die erforderliche 
grundlegende Veränderung der europäischen 
Handels- und Investitionspolitik hinarbeiten. 
 
Als nächsten Schritt in diesem Prozess planen 
wir eine Workshopreihe, die sich mit konkreten 
Alternativen zum aktuellen Handels- und Investi-
tionsregime befasst. Dabei sollen Parlamentarie-
r/innen, zivilgesellschaftliche Organisationen und 
Graswurzel-Bewegungenaus ganz Europa, die 
an bestimmten Aspekten einer alternativen Han-
dels- und Investitionspolitik interessiert sind, mit 
Menschen aus anderen Teilen der Welt, die ähn-
liche Alternativen entwickeln, zusammen-
gebracht werden.  
 
Durch die Workshop-Reihe soll der Austausch 
von spezifischen Alternativ-Entwürfen gefördert 
werden, z. B.:  
 

 Wie kann die EU-Handelspolitik demo-

kratischer werden?  

 Wie können Handelsverträge Arbeit-
nehmer/innen-Rechte und den öffent-
lichen Sektor schützen? 

 Welchen Beitrag können sie zur Finanz-
marktregulierung leisten?) und  

 Wie können Erfahrungen bei der Um-
setzung von Alternativen in die Praxis 
gefördert werden.  

 
Der Austausch soll zur Entwicklung konkreter 
politischer Ansätze und offensiver Kampagnen  
der Zivilgesellschaft und in Parlamenten auf 
nationaler und europäischer Ebene beitragen. 
Die Workshops und unsere Diskussion können 
ein erster Schritt in Richtung einer wirksamen 
Kampagne für eine Reform der Handelspolitik in 
Europa sein. 
 
-Organisationen, die sich bisher am Prozess 
beteiligt haben: 
- Seattle to Brussels Network (S2B)  
- Africa Europe Faith Justice Network, AEFJN  
- Attac Austria  
- Attac Germany 
- Attac France 
- Attac Spain 
- Campagna „Riforma della Banca Mondiale“  
- Corporate Europe Observatory 
- Ecologistas en Acción 
- European Coordination Via Campesina  
- Fair Trade Advocacy Office 
- FAIR 
- FIAN Germany 
- Friends of the Earth Europe  
- M.A.I.S. 
- Oxfam Germany,  
- Oxfam Solidarité 
- Solidariteit 
- SOLIDAR  
- Terra Nuova/Europafrica Campaign  
- Transnational Institute 
- WIDE Network 
- World Development Movement. 
 

 
 

 

 

 
Für nähere Informationen oder die Beteiligung an 
der Organisation von Workshops oder anderen 
Aktivitäten bitte Bruno Ciccaglione (Koordinator 



von S2B Network) kontaktieren, 

bruno.ciccaglione@alice.it.  
Wir laden alle Interessierten ein, dieses 
Ziel gemeinsam mit uns Wirklichkeit 
werden zu lassen!Einleitung 

 
Wir sind derzeit mit vielfältigen Krisen konfrontiert: 
Der Wirtschafts-, Nahrungsmittel-, Energie- und 
Umweltkrise sowie einer allgemeineren Krise der 
Demokratie. Die EU hat zur Entstehung dieser Kri-
sen einen beachtlichen Beitrag geleistet. Ihre 
Handels- und Investitionspolitik, die im 
Wesentlichen von der Logik der 
Wettbewerbsfähigkeit beherrscht wird, fördert 
Ungleichheit und Ausbeutung und beraubt Länder 
und Gemeinschaften der Möglichkeit, soziale, 
kulturelle und politische Menschenrechte 
durchzusetzen. Eine Regulierung der Wirtschaft 
durch öffentliche Institutionen im Interesse von 
Entwicklung, Umwelt und sozialer Gerechtigkeit 
wird auf diese Weise verhindert. Ein wichtiger 
Grund dafür liegt in der Tatsache, dass die 
europäische Handels- und Investitionspolitik klar 
von den Einzelinteressen bestimmter Gruppen 
dominiert wird. Zum aktuellen Zeitpunkt gibt es 
keine wirkungsvolle Einbeziehung von Par-
lamentarier/innen, eine noch geringere 
Bürger/innenbeteiligung und keine signifikante 
öffentliche Debatte. Zu häufig spiegeln die 
Grundlinien der Politik Unternehmensinteressen.  
Die europäische Handelspolitik muss grundlegend 
demokratisiert werden, im Rahmen einer allgemei-
nen Demokratisierung Europas. 
Es gibt Alternativen zum aktuellen Handels- und 
Investitionsregime und diese finden weltweit 
immer mehr Unterstützung. Auf lokaler Ebene 
werden durch Bündnisse zwischen Herstellern 
und Konsument/innen biologische, 
umweltfreundliche Produkte und ethisch korrekte 
Handelspraktiken gefördert. Öffentliche 
Verwaltungen beziehen fair produzierte und 
nachhaltige Waren und Dienstleistungen. Fort-
schrittliche Regierungen im globalen Süden versu-
chen, Handels- und Investitionspolitiken durchzu-
setzen, die sich auf gegenseitige Unterstützung 
und den öffentlichen Bedarf statt auf Wettbewerb 
und Gewinnmaximierung gründen. Dieser Text ist 
eine Einladung zur Diskussion und zur Durchset-
zung von Veränderungen. Entworfen wird eine op-
timistische, fortschrittliche und gleichzeitig realisti-
sche Vision für eine alternative Handels- und In-
vestitionspolitik in Europa. Das Dokument ist 
weder erschöpfend noch eine fertige Lösung, son-
dern Grundlage für eine breit angelegte Debatte 
für ein alternatives Handelsmandat in Europa. 
Angesichts der aktuellen, neuartigen globalen 
Krisen und der damit einhergehenden Bedrohung 
für unseren Planeten ist diese Debatte dringender 
denn je zuvor. 
 

 

 
Teil I: Ein anderes Europa in der Welt 
 
Eine alternative europäische Handels- und Investi-
tionspolitik ist kein Selbstzweck. Sie ist Be-
standteil eines alternativen europäischen 
Wirtschafts- und Sozialmodells, eines anderen Eu-
ropas in der Welt.  
 
Ziele eines solchen alternativen europäischen Mo-
dells sollen sein: 
 

•  die universellen und unteilbaren 

Menschenrechte zu schützen, einschließlich des 
Rechts auf angemessene Nahrung, Wasser, Ge-
sundheit, körperliche Unversehrtheit, Kleidung, 
Wohnung, Bildung, sozialen Schutz, Mobilität, Kul-
tur, Freizeit und eine saubere Umwelt; 
•  menschenwürdige Arbeit zu garantieren, 

die es Menschen erlaubt, ein Leben in Würde mit 
angemessenem Einkommen und Arbeitsrechten 
zu führen; 
•  die Bedeutung von Reproduktions- und Er-

ziehungsarbeit, Pflege, bürgerschaftlichem Enga-
gement und informeller Arbeit und insbesondere 
die Rolle von Frauen in diesen Bereichen anzuer-
kennen und eine gerechte Umverteilung und 
Reorganisation aller Arten von Arbeit und die 
gleiche Entlohnung von Frauen und Männern zu 
garantieren; 
•  einen Übergang hin zu einer 

kohlenstoffarmen Wirtschaft sicherzustellen, die 
nicht auf übermäßigem Verbrauch, sondern auf ei-
ner sozial gerechten und ökologisch verträglichen 
Ressourcennutzung beruht, die ein 
menschenwürdiges Leben ohne Bedrohung der 
Existenz anderer Menschen, nachfolgender Gene-
rationen und der Flora und Fauna erlaubt; 
• eine wirksame Demokratisierung auf allen 

Entscheidungsebenen zu erreichen; 
• die strukturellen Machtverhältnisse zwi-
schen Ländern, Regionen, Männern und Frauen, 
Klassen, Kasten und ethnischen Gruppen in 
Frage zu stellen und wirtschaftlich, politisch und 
sozial marginalisierten Gruppen zu stärken; 
• Armut zu bekämpfen und neue, gerechte 

und solidarische Beziehungen zu Menschen in an-
deren Regionen aufzubauen. Dazu gehört die An-
erkennung und Begleichung der historischen und 
aktuellen ökologischen, sozialen und wirtschaftli-
chen Schuld gegenüber benachteiligten Ländern 
und Gemeinschaften, die gerechte Verteilung der 
globalen Reichtümer, Ressourcen und Machtver-
hältnisse und die Achtung aller Menschenrechte, 
insbesondere der von Flüchtlingen und Migrant/in-
nen unabhängig von ihrem formellen Status;  
• den wirtschaftlichen, sozialen und 

ökologischen Wohlstand weltweit zu verbessern, 
statt sich lediglich auf die Entwicklung des eu-
ropäischen Bruttoinlandsprodukts (BIP) zu 
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konzentrieren.  

Teil II: Eine gerechte Handels- und Investi-
tionspolitik 

 
Die europäische Handels- und Investitionspolitik 
muss sich an den oben skizzierten Zielen orientie-
ren und Zusammenarbeit, Solidarität und eine 
nachhaltige Entwicklung fördern. Sie kann und 
muss ein Instrument zur gerechten Verteilung des 
weltweiten Reichtums sein und Menschen den Zu-
gang zu Ressourcen, Waren und Dienstleistungen 
erlauben, die sie zur Befriedigung ihrer Bedürfnis-
se benötigen. 
 
Die europäische Handels- und Investitionspolitik 
soll: 
• anerkennen, dass internationale Überein-

kommen und Verträge zu – Menschen- und Frau-
enrechten, Arbeit, Umwelt und  Klima – Vorrang 
vor Handels- und Investitionssystemen haben; 
• Ländern, Regionen und Gemeinden erlau-

ben, die Herstellung, Verteilung und den Konsum 
von Waren und Dienstleistungen zu regulieren, 
statt sich lediglich auf die „unsichtbare Hand des 
Marktes“ zu verlassen. Dies umfasst u. a. die 
Möglichkeit, die Produktion dem Bedarf der Men-
schen entsprechend anzukurbeln oder zurückzu-
fahren und Preise zu stabilisieren, um Herstel-
lungskosten vollständig zu decken sowie stabile 
und angemessene Einkommen für Hersteller und 
bezahlbare Preise für Verbraucher/innen zu ge-
währleisten. Systeme zur Angebotsregulierung, 
die diesen Zielen dienen, sollten durch Handels- 
und Investitionspolitiken nicht in Frage gestellt 
werden; 
• die Regulierung von Einfuhren, Ausfuhren 

und Investitionen zur Verwirklichung sozialer, kul-
tureller und politischer Menschenrechte erlauben 
und eigene Strategien für eine nachhaltige Ent-
wicklung verfolgen. Beispielsweise dürfen Export-
beschränkungen, die eine demokratische Kontrolle 
von Bodenschätzen erlauben und einen Beitrag 
zum Allgemeinwohl leisten, durch Handels- und In-
vestitionsverträge nicht verboten werden; 
• zu einer am Menschen orientierten regio-

nalen Integration beitragen, durch die sich Ge-
meinschaften gegenseitig unterstützen und für ge-
meinschaftliche Systeme zum gerechten Ressour-
cenmanagement einsetzen können, die die Um-
welt achten und schützen – zum Beispiel durch 
den Aufbau regionaler Nahrungsmittelreserven 
oder gemeinsamer Strategien zur nachhaltigen 
Nutzung und Erhaltung von Wasser und Land. Re-
gionen müssen die Möglichkeit haben, kleineren 
Wettbewerbern einen besseren Marktzugang zu 
gewähren, um lokal integrierte Märkte zu unter-
stützen; 
• möglichst direkte Handelsbeziehungen zwi-

schen Herstellern und Konsument/innen 
unterstützen. Europa muss den Grundsatz der Er-
nährungssouveränität achten und Ländern und 

Gemeinschaften erlauben, die lokale und regiona-
le Ernährungswirtschaft gegenüber dem welt-
weiten Agrarhandel zu bevorzugen; 
• garantieren, dass europäische Regierun-

gen und Parlamente europäische Unternehmen 
für die sozialen und ökologischen Folgen ihrer Ge-
schäftstätigkeit sowie der ihrer weltweiten Nieder-
lassungen zur Verantwortung ziehen; 
• verbindliche soziale und ökologische Regu-

lierungen durchsetzen und volle Transparenz in 
globalen Wertschöpfungsketten schaffen. Ur-
sprung, Zusammensetzung und Herstellungsbed-
ingungen von Waren und Dienstleistungen müs-
sen für den Einzelnen nachvollziehbar sein. Han-
delsregeln sollten Produkte und Dienstleistungen 
bevorzugen, die nach international anerkannten 
sozialen und umweltverträglichen Normen herge-
stellt sind, zum Beispiel durch Förderung fairer Be-
schaffungsverfahren seitens der öffentlichen Ver-
waltung; eine gerechte Einkommensverteilung in 
globalen Wertschöpfungsketten sicherstellen, um 
stabile und adäquate Einkommen für Hersteller 
und Arbeitnehmer/innen sowie erschwingliche 
Preise für Verbraucher/innen zu garantieren, zum 
Beispiel durch Eindämmung der Marktmacht 
großer Handelskonzerne. 
 
Teil III: Eine demokratische und verantwort-
liche Handels- und Investitionspolitik 
 
Eine funktionierende europäische Handels- und 
Investitionspolitik ist nicht nur eine technokratische 
Fachfrage, die Expert/innen vorbehalten ist. Es ist 
eine politische Frage, die alle angeht. Deshalb 
sollte die europäische Handels- und Investitions-
politik einer öffentlichen Kontrolle unterzogen und 
auf ein Fundament aus demokratischen Strukturen 
gestellt werden, die eine wirksame Bürger/innenb-
eteiligung ermöglichen.  
 
Voraussetzungen dafür sind: 
• die vollständige Transparenz des Entschei-

dungsprozesseseinschließlich der Transparenz 
der Aktivitäten von Lobbyisten und der Veröffentli-
chung aller Gesetzesentwürfe und Verhandlungst-
exte; 
• eine Schlüsselrolle der Parlamente von der 
lokalen bis hin zur europäischen Ebene. Die Han-
dels- und Investitionsagenda sollte von Parlamen-
tarier/innen festgelegt werden, die sich an allen 
Phasen des Politikprozesses und an Verhandlun-
gen aktiv beteiligen, über die Inkraftsetzung von 
Verträgen entscheiden können und gegenüber der 
Öffentlichkeit rechenschaftspflichtig sind; 
• verbindliche direktdemokratische Elemente 

und Verfahren zur Gewährleistung einer Beteilig-
ung von Bürger/innen, zum Beispiel durch die 
Möglichkeit, im Rahmen des parlamentarischen 
Entscheidungsprozesses neue politische Initiati-
ven einzubringen; 



• die regelmäßige, obligatorische und um-

fassende Überprüfung und Bewertung von Han-
dels- und Investitionspolitiken in Bezug auf ihre 
Kompatibilität mit Übereinkommen und Verträgen 
zu Menschen- und Frauenrechten, Arbeit, Umwelt 
und Klima sowie hinsichtlich ihres Beitrags zu so-
zialer Gerechtigkeit. Die Überprüfungen sollten vor 
und nach der Umsetzung von Politiken erfolgen 
und Einschätzungen von Vertreter/innen be-
sonders marginalisierter und schutzbedürftiger 
Gruppen in Europa und anderswo berücksichti-
gen, wie zum Beispiel Arme in ländlichen und ur-
banen Räumen, Frauen, Indigene, Arbeitsmigran-
t/innen sowie Kleinbäuer/innen und kleine Betrie-
be. Die Überprüfungen sollten eine Verbesserung 
der Politiken und gegebenenfalls eine Neuver-
handlung von Verträgen bewirken;  
• eine substantielle Demokratisierung globa-

ler Wertschöpfungsketten. Produktionsprozesse 
und 
Ressourcennutzung müssen öffentlich reguliert 
und kontrolliert und die Privatunternehmen und 
Supermarktketten oder durch Förderung fairer 
Handelspartnerschaften; begrenzt werden. Die 
Stärkung der Mitentscheidungsrechte von Arbeit-
nehmer/Innen, von öffentlichen Dienstleistungen 
und von Genossenschaften könnten erste Schritte 
in diese Richtung sein; 
• die Achtung demokratischer Entschei-

dungsprozessein anderen Ländern und der Ver-
zicht auf Unilateralismus und Machtpolitik, die der-
zeit die europäischen Handelsbeziehungen mit 
vielen Teilen der Welt charakterisieren; 
• die Demokratisierung von internationalen 

Strukturen und Institutionen der Handels- und In-
vestitionspolitik sowie die Ausweitung und Stär-
kung der Rolle der UN in Bezug auf diese Politik-
felder; 
• Austausch und freien Zugang zu Wissen 

und Know-how fördern, zum Beispiel durch Open 
Source-Systeme, Saatgut-Austauschprogramme 
oder Patent-Pools und eine offene Lizenzpolitik 
zur Förderung von Innovation und dem Zugang zu 
Arzneimitteln. Patente auf Leben sind auszuschlie-
ßen; 
• verhindern, dass Finanzdienstleistungen 
dereguliert und öffentlicher Güter wie Wasser, Ge-
sundheit und Bildung privatisiert und liberalisiert 
werden und stattdessen deren Qualität und den 
Zugang zu ihnen verbessern, zum Beispiel durch 
Partnerschaften zwischen öffentlichen Betrieben. 
 
 

 

Teil IV: Aktuelle Herausforderungen 
Teil IV: Aktuelle Herausforderungen 
 
Die aktuelle europäische Handels- und Investiti-
onspolitik steht im Widerspruch zu den in diesem 
Dokument skizzierten Grundsätzen. Wir sind uns 
bewusst, dass der Übergang zu einer alternativen 
Politik Zeit benötigt, insbesondere, wenn demokra-
tische Verfahren respektiert werden sollen. Doch 
angesichts der akuten Bedrohung durch die glo-
balen Krisen muss mit der Richtungswechsel jetzt 
eingeleitet werden. 
 
Erste umzusetzende Schritte sollten sein: 
• die Öffnung der europäischen Handelspoli-

tik zugunsten einer demokratischen Rechen-
schaftspflicht und Kontrolle durch Parlamen-
tarier/innen und die Zivilgesellschaft; 
• ein sofortiger Stopp der europäischen „Glo-

bal Europe“-Strategie einschließlich eines Morator-
iums für laufende Verhandlungen über 
Freihandelsabkommen mit Ländern und Regionen 
in Afrika, Asien, Amerika, im Pazifikraum und in 
Osteuropa sowie ein Stopp der Versuche der EU, 
in den laufenden WTO-Verhandlungen eine um-
fassende Öffnung der Märkte in den Entwicklungs-
ländern durchzusetzen;  
• umfassende Überprüfung der europäi-

schen Handels- und Investitionspolitik einschließ-
lich der Überprüfung bestehender und in Ver-
handlung befindlicher Abkommen, der Politik der 
Europäischen Investitionsbank (EIB) und der EU-
Position in der WTO sowie in internationalen Fi-
nanzinstituten wie der Weltbank und dem IWF; 
• die Überarbeitung von Handels- und Inves-

titionspolitiken, die einer Verwirklichung der im vor-
liegenden Dokument skizzierten Vision im Wege 
stehen.Wir erkennen unsere Verantwortung an, 
eine grundlegende Neuausrichtung der euro-
päischen Handels- und Investitionspolitik zu unter-
stützen und voranzutreiben. Wir müssen Bürger/-
innen, Parlamente auf nationaler und europäischer 
Ebene, unsere Regierungen und die europäischen 
Institutionen dazu bringen, sich tatkräftig zu 
engagieren. Die aktuellen Krisen, die durch die 
vorherrschenden europäischen Handels- und 
Investitionsinteressen verschärft werden, sowie 
die durch den Vertrag von Lissabon veränderten 
institutionellen Arrangements bieten eine gute 
Gelegenheit diesen Prozess zu starten.  
 

Wir laden alle Interessierten ein, dieses 
Ziel gemeinsam mit uns Wirklichkeit 
werden zu lassen! 
 

 


